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10. Landesparteitag 
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Änderungsantrag
Nr. 1.7. 

zum Antrag 1 Entwurf des Wahlprogramms der Linkspartei.PDS Berlin zur Wahl zum Abgeordnetenhaus am 17. September 2006

EinreicherInnen: SprecherInnenrat [‘solid] Berlin

1.7.1. AV-Wohnen stärken! - Verhinderung von Zwangsumzügen durch Hartz IV

Der Landesparteitag möge beschließen:

Im Abschnitt “Mehr Beratung, mehr Teilhabe“ (S.17 Antragsheft) wird nach Zeile 27 folgende Passage eingefügt:

„Die Linkspartei.PDS setzt sich für eine paritätische Melde- und Prüfstelle ein, welche die Aufforderungen der JobCenter vor der Zustellung an die Betroffenen einerseits auf ihre Rechtmäßigkeit prüft und andererseits Lösungen zur Umzugsvermeidung unter Einbeziehung der Betroffenen erarbeitet. Die Prüfstelle soll sich paritätisch aus Mitarbeitern der Senatsverwaltung, aus Vertretern von Mieterorganisationen und aus Vertretern von Betroffeneninitiativen zusammensetzen. Die Melde- und Prüfstelle soll einmal im Quartal einen Report mit den statistischen Kennzahlen vorlegen.“ 

Begründung: 

A. Wir befürchten, dass die Verschuldung durch Mietschulden zunehmen wird. Jetzt haben die Betroffenen sechs Monate Zeit, die Wohnkosten zu senken. Danach wird ihnen nur noch die Miete bis zur Angemessenheitsgrenze gezahlt. Die Folge: sobald sich Schulden in Höhe von 2 Monatsmieten angesammelt haben, kann der Vermieter beim Gericht eine Räumungsklage durchsetzen und mit Hilfe der so genannten „Berliner Räumung“ ohne größere Kosten zwangsräumen lassen. Es ist zu erwarten, dass es spätestens im Frühjahr nächsten Jahres verstärkt in Berlin zu Massenumzügen kommen wird. 

B. Die im „Optimierungs“gesetz der Großen Koalition beschlossenen Sparauflagen lassen erkennen, auf wessen Kosten gespart werden soll. Erschwerend kommt hinzu, dass durch die „Leistungsklausel“ des neuen Haustarifvertrages der Bundesagentur für Arbeit die Mitarbeiter besonders belohnt werden (Leistungsbonus = bis zu 10% des Gehaltes), die am wenigsten Geld bewilligen. Durch diese repressiven Strukturen wird Behördenwillkür zur Regel. Die JobCenter regieren unkontrolliert. Die Beiräte haben faktisch weder Informations- noch Kontroll-, noch Interventionsrechte! Und die Betroffenen sind faktisch rechtlos.

Die von der Senatsverwaltung erlassene AV-Wohnen wird von den JobCentern selten richtig und vollständig angewendet. Ermessensspielräume zugunsten der Betroffenen (Kann-Bestimmungen, z.B. Wirtschaftlichkeitsberechnungen) kommen nicht zur Anwendung. 

Da die Wohnkosten von ALG II Beziehern zum größten Teil aus dem Berliner Haushalt finanziert werden, erscheint ein Verfahren zur sach- und sozialgerechten Verwendung notwendig, um zu verhindern, dass betroffenen Menschen Leistungen entzogen bzw. nicht vollständig gewährt werden. Durch eine Regelung des AZG (Allgemeines Zuständigkeitsgesetz) kann dafür gesorgt werden, dass die Aufforderung zur Wohnkostensenkung  in die Zuständigkeit des Senats fällt. Die JobCenter hätten lediglich die Berechnungen durchzuführen. Eine einzurichtende paritätische Melde- und Prüfstelle unmittelbar bei der Sozialsenatorin hätte dann die Aufgabe der Prüfung wie die Möglichkeit, Strategien zur Umzugsvermeidung und Kostensenkung unter Einbeziehung der Vermieter und Mieter zu erarbeiten. Dies wäre auch ein glaubhafter Beitrag zum Konzept einer „sozialen Stadt“.  Des weiteren hätte dieses Verfahren auch den Vorteil, dass an zentraler Stelle eine Evaluierung zur Überprüfung der angemessenen Wohnkosten durchgeführt werden kann und gegebenenfalls zügig Korrekturen an den gegenwärtig festgesetzten Mietobergrenzen durchgeführt werden können.

1.7.2. Verhinderung der Privatisierung der Berliner Sparkasse

Der Parteitag möge beschließen:

Im Abschnitt “Öffentliche Daseinsvorsorge schafft soziale Sicherheit “ (S.32 Antragsheft) wird nach Zeile 26 der folgende Text eingefügt:

 „Die Linkspartei.PDS wendet sich zudem gegen eine Privatisierung der Berliner Sparkasse, wie sie im Berliner Sparkassengesetz vorgesehen ist. Nur ein vollrechtsfähiges öffentlich-rechtsfähiges Kreditinstitut mit entsprechendem sozialstaatlichen Auftrag gewährleistet eine flächendeckende Grundversorgung der Berliner Bevölkerung. Das Berliner Sparkassengesetz ist entsprechend zu ändern.“
Begründung:

1. Das Berliner Sparkassengesetz sieht vor, dass die Berliner Sparkasse prinzipiell von einem privaten Investor übernommen werden kann. Hierzu wurde mit Wirkung zum 1. 1. 2006 die Landesbank Berlin (LBB) als bisherige Anstalt öffentlichen Rechts in eine Aktiengesellschaft umgewandelt. Die Bankgesellschaft Berlin AG übernimmt nach dem Berliner Sparkassengesetz das gesamte Grundkapital der neuen LBB AG, d. h. u. a. zukünftige Gewinne der LBB AG stehen der Bankgesellschaft Berlin AG als Alleinaktionärin zu. Die Berliner Sparkasse ist nach dem Berliner Sparkassengesetz umgewandelt zu einer teilrechtsfähigen Anstalt öffentlichen Rechts ohne eigenes Vermögen. Das Vermögen der Berliner Sparkasse ist der LBB AG, die mit der Trägerschaft beliehen wird, zugeordnet. Sollten also, wie von der EU gefordert, die landeseigenen Anteile an der Bankgesellschaft Berlin AG an einen privaten Investor veräußert werden, beträfe dies automatisch auch die Berliner Sparkasse, die damit vorrangig dem Interesse des privaten Investors an Profitmaximierung unterworfen wäre.

2. Nur öffentlich-rechtliche Kreditinstitute können einem Kontrahierungszwang gesetzlich unterworfen werden. Das „Girokonto für jedermann“ – also auch und insbesondere für von Hartz IV-Betroffene – ist nur über diesen Weg garantierbar. Dem privaten Bankensektor, wozu auch Genossenschaften zählen, ist es zwar unbenommen, sich selbst zu verpflichten – dazu gezwungen werden kann er auf Grund der derzeitig gesetzlich garantierten Vertragsfreiheit nicht.

3. Nicht zuletzt sind ordnungspolitische Aspekte ins Feld zu führen: Bei jeder Art von Privatisierung von Landesbanken oder Sparkassen entledigt sich der Staat eines seiner wichtigsten Steuerungsinstrumente im Bankensektor.
1.7.3. Gegen Studienkonten

Der Parteitag möge beschließen:

Ersetzung des ersten Satzes im Abschnitt “Chancengleichheit für alle - keine Studiengebühren“ durch:

„Die Linkspartei.PDS setzt sich dafür ein, dass auch in Zukunft in Berlin keine Studiengebühren oder Studienkonten eingeführt werden.“

Begründung: erfolgt mündlich

1.7.4. Für eine bürgernahe Polizei – Polizeireform weiterentwickeln

EinreicherInnen: SprecherInnenrat [’solid] Berlin

Auf der Seite 50 (Antragsmaterialien 2) wird nach Zeile 20 folgender Absatz eingefügt:

„Für eine bürgernahe Polizei – Polizeireform weiterentwickeln

Die Linkspartei.PDS hat mit der Abschaffung der Freiwilligen Polizeireserve und der Reiterstaffel eine Kehrtwende in der Berliner Innenpolitik erzielen können. Auf der Erfolgsliste stehen ebenso die Durchsetzung des Deeskalationsprinzips bei Demonstrationen und die Einführung einer Kennzeichnung von Polizeigruppen. Darüber hinaus haben sich viele Polizeibeamte einem Modellprojekt zur Durchsetzung der freiwilligen individuellen Kennzeichnung angeschlossen. 
Die Linkspartei.PDS wird sich dafür einsetzen, den bisherigen Weg fortzusetzen und die Berliner Polizei weiter konsequent zu reformieren. Kern dieser Reform wird die Einführung einer individuellen Kennzeichnungspflicht für alle Polizeibeamte sein.“
Begründung: erfolgt mündlich





1.7.5. Sozialer Ausgrenzung entgegenwirken

EinreicherInnen: SprecherInnenrat [‘solid] Berlin

Der Parteitag möge beschließen:

Nach dem Abschnitt “Mehr Beratung, mehr Teilhabe “ (S.17/18 Arbeitsmaterial 2) wird der folgende Abschnitt eingefügt:

„Sozialer Ausgrenzung entgegenwirken
Die Linkspatei.PDS kämpft für das Recht aller Menschen, sich in dieser Stadt frei bewegen zu können. Obdachlose und andere Menschen, die nicht in das Bild einer „sauberen“ und zum Konsum animierenden Umgebung passen, sind jedoch gerade in wohlhabenderen Bezirken häufig Opfer unterschiedlichster Verdrängungsmaßnahmen. Ihnen muss daher stärker als bisher die Möglichkeit verliehen werden, ihre Rechte geltend machen und gegen ausgrenzende Maßnahmen Widerspruch einlegen zu können.“

Begründung: erfolgt mündlich

